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Synopse Entwürfe des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Telemediengesetzes1 
Stand 2.6.2016 

 BT-Drs. 18/67452 
 

Bt-Drs. 18/86453 
 

Telemediengesetz (TMG)4 
 
§ 2 Begriffsbestimmungen 
Im Sinne dieses Gesetzes 
1. ist Diensteanbieter jede natürliche o-

der juristische Person, die eigene oder 
fremde Telemedien zur Nutzung bereit-
hält oder den Zugang zur Nutzung ver-
mittelt; bei audiovisuellen Mediendiens-
ten auf Abruf ist Diensteanbieter jede 
natürliche oder juristische Person, die 
die Auswahl und Gestaltung der angebo-
tenen Inhalte wirksam kontrolliert, 

2. ist niedergelassener Diensteanbieter 
jeder Anbieter, der mittels einer festen 
Einrichtung auf unbestimmte Zeit Tele-
medien geschäftsmäßig anbietet oder 
erbringt; der Standort der technischen 
Einrichtung allein begründet keine Nie-
derlassung des Anbieters, 

unverändert unverändert 

neu 2a. ist drahtloses lokales Netzwerk ein 
Drahtloszugangssystem mit geringer 
Leistung und geringer Reichweite sowie 
mit geringem Störungsrisiko für weitere, 
von anderen Nutzern in unmittelbarer 
Nähe installierte Systeme dieser Art, 
welches nicht exklusive Grundfrequen-

unverändert 

                                           
1 Der Bundestag hat am 2. Juni 2016 der Beschlussempfehlung des Ausschusses für Wirtschaft und Energie (Bt-Drs. 8/8625) in zweiter und dritter Lesung zugestimmt. 
2 http://dip.bundestag.de/btd/18/067/1806745.pdf 
3 http://dip.bundestag.de/btd/18/086/1808645.pdf 
4 Telemediengesetz vom 26. Februar 2007 (BGBl. I S. 179), zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 17. Juli 2015 (BGBl. I S. 1324) geändert 
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zen nutzt, 
3. ist Nutzer jede natürliche oder juristi-

sche Person, die Telemedien nutzt, ins-
besondere um Informationen zu erlan-
gen oder zugänglich zu machen, 

4. sind Verteildienste Telemedien, die im 
Wege einer Übertragung von Daten ohne 
individuelle Anforderung gleichzeitig für 
eine unbegrenzte Anzahl von Nutzern 
erbracht werden, 

5. ist kommerzielle Kommunikation je-
de Form der Kommunikation, die der 
unmittelbaren oder mittelbaren Förde-
rung des Absatzes von Waren, Dienst-
leistungen oder des Erscheinungsbilds 
eines Unternehmens, einer sonstigen 
Organisation oder einer natürlichen Per-
son dient, die eine Tätigkeit im Handel, 
Gewerbe oder Handwerk oder einen 
freien Beruf ausübt; die Übermittlung 
der folgenden Angaben stellt als solche 
keine Form der kommerziellen Kommu-
nikation dar: 
a. Angaben, die unmittelbaren Zugang 

zur Tätigkeit des Unternehmens o-
der der Organisation oder Person 
ermöglichen, wie insbesondere ein 
Domain-Name oder eine Adresse der 
elektronischen Post, 

b. Angaben in Bezug auf Waren und 
Dienstleistungen oder das Erschei-
nungsbild eines Unternehmens, ei-
ner Organisation oder Person, die 
unabhängig und insbesondere ohne 
finanzielle Gegenleistung gemacht 
werden. 
 

unverändert unverändert 
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6. sind „audiovisuelle Mediendienste 
auf Abruf“ Telemedien mit Inhalten, die 
nach Form und Inhalt fernsehähnlich 
sind und die von einem Diensteanbieter 
zum individuellen Abruf zu einem vom 
Nutzer gewählten Zeitpunkt und aus ei-
nem vom Diensteanbieter festgelegten 
Inhaltekatalog bereitgestellt werden. 

Einer juristischen Person steht eine Perso-
nengesellschaft gleich, die mit der Fähigkeit 
ausgestattet ist, Rechte zu erwerben und 
Verbindlichkeiten einzugehen. 
§ 2a Europäisches Sitzland 
(1) Innerhalb des Geltungsbereichs der 
Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 8. Juni 2000 
über bestimmte rechtliche Aspekte der 
Dienste der Informationsgesellschaft, insbe-
sondere des elektronischen Geschäftsver-
kehrs, im Binnenmarkt (ABl. EG Nr. L 178 
vom 17.7.2000, S. 1) bestimmt sich das 
Sitzland des Diensteanbieters danach, wo 
dieser seine Geschäftstätigkeit tatsächlich 
ausübt. Dies ist der Ort, an dem sich der 
Mittelpunkt der Tätigkeiten des Dienstean-
bieters im Hinblick auf ein bestimmtes Tele-
medienangebot befindet. 

unverändert unverändert 

(2) Innerhalb des Geltungsbereichs der 
Richtlinie 89/552/EWG bestimmt sich bei 
audiovisuellen Mediendiensten auf Abruf das 
Sitzland des Diensteanbieters 
a) nach dem Ort der Hauptniederlassung, 

sofern dort die wirksame Kontrolle über 
den audiovisuellen Mediendienst ausge-
übt wird, und 

b) nach dem Ort, in dem ein wesentlicher 
Teil des mit der Bereitstellung des audi-

(2) Abweichend von Absatz 1 gilt innerhalb 
des Geltungsbereichs der Richtlinie 
2010/13/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 10. März 2010 zur Koor-
dinierung bestimmter Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
die Bereitstellung audiovisueller Medien-
dienste (ABl. L 95 vom 15.4.2010, S. 1) bei 
audiovisuellen Mediendiensten auf Abruf 
Deutschland als Sitzland des Diensteanbie-

unverändert 
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ovisuellen Mediendienstes betrauten Per-
sonals tätig ist, sofern die wirksame 
Kontrolle über den audiovisuellen Medi-
endienst nicht in dem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem Drittland 
ausgeübt wird, an dem sich der Ort der 
Hauptniederlassung befindet; lässt sich 
nicht feststellen, dass ein wesentlicher 
Teil des mit der Bereitstellung des audi-
ovisuellen Mediendienstes betrauten Per-
sonals an einem bestimmten Ort befin-
det, bestimmt sich das Sitzland nach 
dem Ort der Hauptniederlassung. 

ters, wenn 
1. die Hauptverwaltung in Deutschland liegt 

und die redaktionellen Entscheidungen 
über den audiovisuellen Mediendienst 
dort getroffen werden, 

2. die Hauptverwaltung in Deutschland liegt 
und die redaktionellen Entscheidungen 
über den audiovisuellen Mediendienst in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europä-
ischen Union getroffen werden, jedoch 
a) ein wesentlicher Teil des mit der Be-

reitstellung des audiovisuellen Medi-
endienstes betrauten Personals in 
Deutschland tätig ist, 

b) ein wesentlicher Teil des mit der Be-
reitstellung des audiovisuellen Medi-
endienstes betrauten Personals so-
wohl in Deutschland als auch in dem 
anderen Mitgliedstaat tätig ist oder 

c) ein wesentlicher Teil des mit der Be-
reitstellung des audiovisuellen Medi-
endienstes betrauten Personals we-
der in Deutschland noch in dem an-
deren Mitgliedstaat tätig ist, aber 
der Diensteanbieter zuerst in 
Deutschland seine Tätigkeit aufge-
nommen hat und eine dauerhafte 
und tatsächliche Verbindung mit der 
Wirtschaft Deutschlands fortbesteht, 
oder 

d) die Hauptverwaltung in Deutschland 
liegt und die redaktionellen Ent-
scheidungen über den audiovisuellen 
Mediendienst in einem Drittstaat ge-
troffen werden oder umgekehrt, 
aber ein wesentlicher Teil des mit 
der Bereitstellung des audiovisuellen 
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Mediendienstes betrauten Personals 
in Deutschland tätig ist. 

(3) Liegen die Voraussetzungen nach Absatz 
2 Buchstabe a oder b nicht vor, bestimmt 
sich innerhalb des Geltungsbereichs der 
Richtlinie 89/552/EWG das Sitzland des 
Diensteanbieters nach dem Ort, an dem er 
zuerst mit seiner Tätigkeit nach Maßgabe des 
Rechts dieses Landes begonnen hat, sofern 
eine dauerhafte und tatsächliche Verbindung 
mit der Wirtschaft dieses Landes weiter be-
steht. 

entfällt entfällt 

(4) Anbieter von audiovisuellen Mediendiens-
ten auf Abruf, bei denen nach den Absätzen 
2 und 3 kein Sitzland innerhalb des Gel-
tungsbereichs der Richtlinie 89/552/ EWG 
festgestellt werden kann, unterliegen dem 
deutschen Recht, sofern sie 
a) eine in Deutschland gelegene Satelliten-

Bodenstation für die Aufwärtsstrecke o-
der 

b) eine Deutschland gehörende Übertra-
gungskapazität eines Satelliten nutzen. 

(3) Für audiovisuelle Mediendiensteanbieter, 
die nicht bereits aufgrund ihrer Niederlas-
sung der Rechtshoheit Deutschlands oder 
eines anderen Mitgliedstaats der Europäi-
schen Union unterliegen, gilt Deutschland als 
Sitzland, wenn sie  
1. eine in Deutschland gelegene Satelliten-

Bodenstation für die Aufwärtsstrecke 
nutzen oder 

2. zwar keine in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union gelegene Satelliten-
Bodenstation für die Aufwärtsstrecke 
nutzen, aber eine Deutschland zugewie-
sene Übertragungskapazität eines Satel-
liten nutzen. 

Liegt keines dieser beiden Kriterien vor, gilt 
Deutschland auch als Sitzland für Dienstean-
bieter, die in Deutschland gemäß den Arti-
keln 49 bis 55 des Vertrages über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union 
niedergelassen sind. 

unverändert 

§ 8 Durchleitung von Informationen 
(1) Diensteanbieter sind für fremde Informa-
tionen, die sie in einem Kommunikationsnetz 
übermitteln oder zu denen sie den Zugang 

unverändert unverändert 
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zur Nutzung vermitteln, nicht verantwortlich, 
sofern sie 
1. die Übermittlung nicht veranlasst, 
2. den Adressaten der übermittelten Infor-

mationen nicht ausgewählt und 
3. die übermittelten Informationen nicht 

ausgewählt oder verändert haben. 
Satz 1 findet keine Anwendung, wenn der 
Diensteanbieter absichtlich mit einem Nutzer 
seines Dienstes zusammenarbeitet, um 
rechtswidrige Handlungen zu begehen. 
(2) Die Übermittlung von Informationen nach 
Absatz 1 und die Vermittlung des Zugangs zu 
ihnen umfasst auch die automatische kurz-
zeitige Zwischenspeicherung dieser Informa-
tionen, soweit dies nur zur Durchführung der 
Übermittlung im Kommunikationsnetz ge-
schieht und die Informationen nicht länger 
gespeichert werden, als für die Übermittlung 
üblicherweise erforderlich ist. 

unverändert unverändert 

neu (3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für 
Diensteanbieter nach Absatz 1, die Nutzern 
einen Internetzugang über ein drahtloses 
lokales Netzwerk zur Verfügung stellen. 

unverändert 

neu (4) Diensteanbieter nach Absatz 3 können 
wegen einer rechtswidrigen Handlung eines 
Nutzers nicht auf Beseitigung oder Unterlas-
sung in Anspruch genommen werden, wenn 
sie zumutbare Maßnahmen ergriffen haben, 
um eine Rechtsverletzung durch Nutzer zu 
verhindern. Dies ist insbesondere der Fall, 
wenn der 
Diensteanbieter 
1. angemessene Sicherungsmaßnahmen 

gegen den unberechtigten Zugriff auf 
das drahtlose lokale Netzwerk ergriffen 
hat und 

entfällt wieder 
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2. Zugang zum Internet nur dem Nutzer 
gewährt, der erklärt hat, im Rahmen der 
Nutzung keine Rechtsverletzungen zu 
begehen. 

§ 10 Speicherung von Informationen 

Diensteanbieter sind für fremde Informatio-
nen, die sie für einen Nutzer speichern, nicht 
verantwortlich, sofern 
1. sie keine Kenntnis von der rechtswidri-

gen Handlung oder der Information ha-
ben und ihnen im Falle von Schadenser-
satzansprüchen auch keine Tatsachen 
oder Umstände bekannt sind, aus denen 
die rechtswidrige Handlung oder die In-
formation offensichtlich wird, oder  

2. sie unverzüglich tätig geworden sind, um 
die Information zu entfernen oder den 
Zugang zu ihr zu sperren, sobald sie die-
se Kenntnis erlangt haben. 

Satz 1 findet keine Anwendung, wenn der 
Nutzer dem Diensteanbieter untersteht oder 
von ihm beaufsichtigt wird. 

(1) Diensteanbieter sind für fremde Informa-
tionen, die sie für einen Nutzer speichern, 
nicht verantwortlich, sofern 
1. sie keine Kenntnis von der rechtswidri-

gen Handlung oder der Information ha-
ben und ihnen im Falle von Schadenser-
satzansprüchen auch keine Tatsachen 
oder Umstände bekannt sind, aus denen 
die rechtswidrige Handlung oder die In-
formation offensichtlich wird, oder  

2. sie unverzüglich tätig geworden sind, um 
die Information zu entfernen oder den 
Zugang zu ihr zu sperren, sobald sie die-
se Kenntnis erlangt haben. 

Satz 1 findet keine Anwendung, wenn der 
Nutzer dem Diensteanbieter untersteht oder 
von ihm beaufsichtigt wird. 

Unverändert bezügl. der derzeit geltenden 

Fassung des TMG 

neu (2) Die Kenntnis von Tatsachen oder Um-
ständen nach Absatz 1, aus denen die 
rechtswidrige Handlung oder die Information 
offensichtlich wird, wird vermutet, wenn es 
sich bei dem angebotenen Dienst um einen 
besonders gefahrgeneigten Dienst handelt. 
Ein besonders gefahrgeneigter Dienst liegt 
in der Regel dann vor, wenn  
1. die Speicherung oder Verwendung der 

weit überwiegenden Zahl der gespei-
cherten Informationen rechtswidrig er-

folgt, 
2. der Diensteanbieter durch eigene Maß-

nahmen vorsätzlich die Gefahr einer 

Entfällt wieder 
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rechtsverletzenden Nutzung fördert, 
3. in vom Diensteanbieter veranlassten 

Werbeauftritten mit der Nichtverfolgbar-
keit bei Rechtsverstößen geworben wird 
oder 

4. keine Möglichkeit besteht, rechtswidrige 
Inhalte durch den Berechtigten entfer-

nen zu lassen. 
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